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Nun scheint es amtlich. Das Bundeskabinett hat vor wenigen Tagen beschlossen, dass die BaFin-Aufsicht über den freien 
Finanzvertrieb zum 01.01.2021 kommen soll. Die bisherigen Regelungen in der Gewerbeordnung und der Finanzanlagenver-
mittlungsverordnung sollen damit zum 01.01.2021 weitgehend in das Wertpapierhandelsgesetz übernommen werden. Zweifel, 
die nach dem Referentenentwurf durch die CDU geäußert wurden, scheinen damit „beseitigt“. Über Sinn und Unsinn dieses 
Aufsichtswechsels wird aber trotz des Kabinettsbeschlusses weiter diskutiert.  

Was bisher geschah 

 
Immer wieder haben wir in diesem Newsletter in den 

letzten Monaten über die Pläne der Regierungspar-

teien berichtet, den freien Finanzvertrieb ab dem 

01.01.2021 unter die Aufsicht der BaFin zu stellen.  

Am 17.12.2019 veröffentlichte das Finanzministe-

rium den Referentenentwurf zur Übertragung der 

Aufsicht auf die BaFin – und legte den Verbänden 

eine Frist zur Stellungnahme bis zum 15.01.2020 

mit unter den Weihnachtsbaum. Und die Stellung-

nahme kamen: Von den 23 eingegangenen Stel-

lungnahmen lehnen 18 den Entwurf entweder kom-

plett ab oder warnen zumindest vor einer erhebli-

chen Verschlechterung des Anlegerschutzes. Dazu 

zählen auch große Verbände wie BVI, DIHK, IDW, 

GDV und ZIA, die allesamt nicht in dem Verdacht 

stehen, Lobbypolitik für den freien Finanzvertrieb zu 

betreiben.  

Kein Kabinettsbeschluss am 19.02.2020  

Auch im Kabinett regte sich Widerstand gegen die 
Umsetzung dieses GroKo-Planes, vor allem im La-
ger der CDU. Das Bundeskabinett wollte zwar ei-
gentlich bereits am 19.02.2020 über den Referen-
tenentwurf abstimmen. Daraus wurde erst einmal 
nichts – unter anderem aufgrund der ersthaften 
Zweifel des CDU-Finanzexperten Carsten Brodes-
ser in der Plenarsitzung des Bundestages am 
12.02.2020. Carsten Brodesser wörtlich (Plenarpro-
tokoll, Seite 18126, Hervorhebungen von uns):  

„Bei einer schrittweisen Übertragung dieser Aufsicht 
auf die BaFin muss man tatsächlich die Frage nach 
dem Mehrwert und der damit verbundenen Büro-
kratie sowie der zusätzlichen Kosten stellen. Wir 
als Union wollen weiterhin die Vielfältigkeit in der Al-
tersvorsorgeberatung ermöglichen und gleichzeitig 
eine Aufsicht im Sinne des Verbraucherschutzes. 
Eine teilweise Übertragung der Aufsichtskompetenz 
auf die BaFin, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, 
sollte sich meines Erachtens auf die Einhaltung des  

 
 
Prüfungskataloges der dezentralen Aufsichtsbehör-
den beschränken.“ 
 
Auch der haushalts- und finanzpolitische Sprecher 
der CSU im Bundestag Sebastian Brehm plädiert 
heute gegenüber Fonds.Professionell dafür, die 
Aufsicht flächendeckend den IHKen zu übertragen; 
die BaFin könne eine federführende Rolle in dem 
Ausschuss übernehmen, in dem die Verwaltungs-
vorschriften festgelegt werden. 
 
Den Vorschlag einer Art „Ober-Aufsicht“ durch die 
BaFin halten auch wir für sinnvoll – und haben 
schon im Juli 2019 dafür geworben: Prüfung und 
Aufsicht durch die Industrie- und Handelskammern 
vor Ort, die Evaluierung und Überwachung einheit-
licher Standards im ständigen Austausch mit der 
BaFin.  
 

Pause, doch dann Beschluss am 11.03.2020 
 
Der für den 19.02.2020 angesetzte Kabinettsbe-
schluss wurde daraufhin erst einmal verschoben. 
Die Branche hoffte, dass möglicher Weise doch 
noch die Sachargumente die Oberhand gewinnen 
könnten. Denn für den Hauptkritikpunkt am aktuel-
len Aufsichtssystem über den freien Finanzvertrieb 
– der Behauptung einer angeblich unzureichenden 
Aufsichtsqualität – fehlt weiterhin jede Datenbasis. 
Es gibt – so stellte Sebastian Brehm gegenüber 
Fonds.Professionell zutreffend klar – keine Hin-
weise darauf, dass das bestehende System nega-
tive Auswirkungen hat. Welche „Verbesserung“ 
durch eine BaFin-Aufsicht eintreten soll, ist daher 
gar nicht seriös messbar.  

 
Überraschenderweise ging es dann doch ganz 
schnell. So beschloss das Bundeskabinett am 
11.03.2020 ohne weitere inhaltliche Aussprache, 
dass der Aufsichtswechsel zum 01.01.2021 Realität 
werden solle. Doch trotzdem bleiben viele Fragen 
offen 
 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2019-12-23-FinAnlVUEG/1-Referentenentwurf.pdf;jsessionid=5CEC3688AFE32CDB367AA0DBC91CEE54.delivery1-master?__blob=publicationFile&v=5
http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19145.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19145.pdf
https://www.fondsprofessionell.de/news/recht/headline/bafin-aufsicht-ueber-34f-vermittler-widerstand-in-der-union-waechst-196144/
https://www.cash-online.de/versicherungen/2019/bafin-aufsicht-fuer-vermittler-kommt-warum-auch-immer/476138
https://www.fondsprofessionell.de/news/recht/headline/bafin-aufsicht-ueber-34f-vermittler-widerstand-in-der-union-waechst-196144/


 

Wer trägt die Kosten? 
 
Die nicht nur von Herrn Brodesser, sondern auch 
von vielen Fachverbänden gestellte Frage nach den 
zusätzlichen Kosten steht weiterhin unbeantwortet 
im Raum. Wie kapital-markt intern in der aktuellen 
Ausgabe berichtet, soll das BMF hinsichtlich der 
BaFin-Umlage und der Aufsichtskosten mit 19.000 
Vermittlern kalkulieren. Aktuell registriert sind aller-
dings gut 38.000 Vermittler. Wie passt das zusam-
men? Seit wann und auf welcher Basis geht das 
BMF von der Annahme aus, dass die Hälfte der 34f-
Vermittler im Zuge des BaFin-Wechsels das Hand-
tuch werfen werden? Und wie hoch werden die 
durchschnittlichen Kosten des neuen Aufsichts-Ap-
parats für den einzelnen Vermittler? Die ursprüngli-
che Schätzung von mindestens 1000 € pro Jahr pro 
Vermittler wird man wohl deutlich nach oben korri-
gieren müssen.  
 

Kritik vom Expertengremium NKR 

Auch der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat 
starke Vorbehalte gegen diesen Plan. Der NKR 
prüft als unabhängiges Beratungsgremium der Bun-
desregierung unter anderem die Darstellung von 
Bürokratiekosten und den Erfüllungsaufwand in al-
len Gesetzes- und Verordnungsentwürfen der Bun-
desregierung. Darüber hinaus berät der NKR die 
Bundesregierung auch in Sachen „Bessere Recht-
setzung“.  

Der NKR kam bei der Bewertung des Regierungs-
entwurfs zu dem Schluss, „eine nachvollziehbare 
und verständliche Darstellung des Ziels und vor al-
lem der Notwendigkeit der Übertragung der Aufsicht 
auf die BaFin [sei] nicht im ausreichende Maße er-
folgt und entsprechend belegt.“ Zudem seien – so 

der NKR weiter – „der Erfüllungsaufwand und die 
weiteren Kosten nicht vollständig methodengerecht 
ermittelt und nachvollziehbar dargestellt.“  

Wie geht es weiter 
 
Damit der Entwurf wirklich auch zum 01.01.2021 in 
Kraft treten kann, muss er voraussichtlich noch vor 
der parlamentarischen Sommerpause den Bundes-
tag passieren. Sonst könnte der ambitionierte Zeit-
plan ins Wanken geraten. Ob und wie die offenbar 
zunehmend kritischen Stimmen in der Union, das 
klar ablehnende Mehrheitsvotum der Fachverbände 
und die berechtigte Kritik des NKR das Vorhaben 
noch werden beeinflussen können, werden die 
nächsten Wochen zeigen. Für die Finanzanlagen-
vermittler und 34h-Berater heißt es daher: Verfol-
gen Sie die weitere Entwicklung! 

Unser Standpunkt zum Thema Bafin-Aufsicht ist un-
verändert: Für eine einheitliche und gute Aufsicht ist 
nicht wichtig wer prüft. Entscheidend ist, das mit 
gleichen Maßstäben geprüft wird.  

Es ist immer eine gute Sache, bestehende Regelun-
gen und Prozesse zu optimieren. Das gilt für jedes 
Unternehmen, es gilt auch für das Aufsichtsrecht. 
Es setzt aber als ersten Schritt voraus, auf der 
Sachebene zu erforschen, was es zu verbessern 
gibt. Das ist mühsam, aber notwendig. Der nun ge-
fasste Kabinettsbeschluss basiert auf Vermutun-
gen, nicht auf Tatsachen. Wird er in die Tat umge-
setzt, wird dies ein Mehr an Bürokratie und Kosten 
und ein Weniger an Verbraucherschutz bedeuten. 

 

 

 
 
 
 

 

 

 

 

 

Kurzprofil: Das Kompetenz-Team Bank- und Kapitalmarktrechts der Kanzei Schlatter verfügt als Kanzlei in der Metropolregion Rhein-Neckar über ein Team von fünf Anwälten im Bereich 

Bank- und Kapitalmarktrecht, davon drei Fachanwälte im Bank- und Kapitalmarktrecht. Das Kompetenz-Team betreut seit vielen Jahren Finanzdienstleister, Banken und Zahlungsinstitute, 

insbesondere bei Haftungsfragen (z.B. bei der Abwehr von Schadensersatzansprüchen wegen des Vorwurfs von Aufklärungs- und Beratungspflichtverletzungen) oder in der rechtlichen 

Gestaltung.  

Rechtlicher Hinweis: Mit diesen Ausführungen stellen wir rechtlich interessante Themen aus unserem Fachbereich im Überblick vor. Diese Ausführungen können die rechtliche Thematik 

zwangläufig nicht umfassend darstellen. Diese Information stellt keine Rechtsberatung dar, begründet kein Mandatsverhältnis und kann eine individuelle Rechtsberatung nicht ersetzen. 
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